
Nachschlagewerk; ja 
BGHZ: ja

BGB § 852; RVO § 1542
Die Entschädigungsansprüche eines versicherten Verletzten 
gehen nach § 1542 RVO auf den Versicherungsträger dem 
Grunde nach über, wenn auch nur die weit entfernte Mög­
lichkeit dafür besteht, also die Möglichkeit nicht aus­
geschlossen werden kann, daß der Versicherungsträger 
dem Verletzten Leistungen zu gewähren haben wird..

Der Übergang der Ansprüche auf den Versicherungsträger 
tritt ira Augenblick des schadenstiftenden Ereignisses 
ein; Entstehung und Übergang vollenden sich im selben 
Augenblicko für den Beginn einer Verjährungsfrist kommt 
es deshalb nur auf die Kenntnis des Versicherungsträgers 
an.

Auch bei der Rentenversicherung der Arbeiter tritt der 
Porderungsübergang dem Grunde nach im Augenblick des 
schadenstiftenden Ereignisses ein, wenn der Eintritt 
einer Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit nach den Umständen 
nur irgendwie in Betracht zu ziehen ist»

BGHjUrtoVo 10. Juli 196? - III ZR 78/66 - OLG Hamm (Westf)
LG Münster (Westf),
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Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf
die mündliche Verhandlung vom 6. März 196? unter Mit­
wirkung des Senatspräsidenten Dr. Pagendarm sowie der 
Bundesrichter Dr» Kreft, Dr» Arndt, Keßler und Dr »Reinhardt

für Recht erkannts

Auf die Rechtsmittel der Klägerin wird das Urteil 
des 9c Zivilsenate des Oberlandesgerichts Hamm 
(Westf.) vom 18» Januar 1966 aufgehoben und das 
Urteil der 2» Zivilkammer des Landgerichts in 
Münster/Westfo vom 2» Juni 1965 abgeändert»
Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung, auch über die Kosten der Rechts­
mittel, an das Landgericht zurückverwiesen»

Von Rechts wegen 

Tatbestand:

Die klagende Landesversicherungsanstalt macht auf 
sie übergegangene Schadensersatzansprüche wegen eines 
Unfalls des Postoberschaffners Bernhard E.ÄHH aus B o M H H b  
geltend»

Der damals 55 jährige LWMI wollte am 10= Mai 1958 
gegen 21 Uhr eine Veranstaltung auf dem Aschenplatz in 
der beklagten Gemeinde besuchen» Der Platz steht im 
Eigentum der Gemeinde und wird vorwiegend für Jahrmärkte 
und ähnliche Veranstaltungen benutzt» Am Rande des Platzes,
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nahe einer Ecke und dicht neben einem Weg stürzte E S I
beim Austreten in ein altes, nicht abgedecktes, durch 
Gras •verdecktes .und etwa zwei Meter tiefes Kanalloch«,
Bei dem Sturz brach er sich den rechten Oberschenkel,
Es gelang ihm noch, sich aus dem Loch zu befreien, doch 
blieb er auf dem dunklen Gelände einige Zeit liegen, 
bis er gefunden wurde«, E:fpi wurde bis Anfang November 1958 
stationär behandelt. Er konnte anschließend seinen Dienst 
als Geldbriefträger wegen der schlechten Heilung des 
Bruches nicht mehr ausüben« Der ihm zunächst zugewiesene 
Dienst bei der Abfertigung war zu schwer. Den Vorschlag 
seiner Behörde, Schalterdienst zu verrichten, lehnte 
er ab, weil er dazu eine Assistentenprüfung hätte ab- 
legen müssen. Darauf wurde er mit Ablauf des 30«, Sep­
tember 1959 wegen Dienstunfähigkeit in den .Ruhestand 
versetzt,

Enck hatte bereits aus dem Krankenhaus mit einem 
Schreiben vom 14« Mai 1958 von der Beklagten Schadens­
ersatz unter Hinweis darauf verlangt, daß das für den 
Unfall ursächliche Kanalloch sich auf dem Gelände der 
Stadt befunden habe« In der Folgezeit wiederholte er 
die Aufforderungen mehrfach durch seine Anwälte, Am 
25 o lärz 1959 stellte der bis 1942 vor der Über­
nahme in das Beamtenverhältnis als Arbeiter tätig ge­
wesen war, bei dem Versicherungsamt der beklagten Stadt 
Antrag auf Gewährung einer Invalidenrente durch die 
Klägerin, Der Rentenantrag ging bei der Klägerin am 
14„ Juni 1959 ein«

Die Klägerin verlangt mit ihrer am 8« Juni 1962 
bei dem Landgericht eingegangenen und demnächst zuge-
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stellten Klage von der Beklagten Erstattung der an 
den Verletzten erbrachten Rentenleistungen« Sie hat 
beantragt, die Beklagte zur Zahlung von 10 140,96 DM 
nebst Zinsen zu verurteilen und festzustellen, daß die 
Beklagte verpflichtet sei, der Klägerin als Gesamt- 
gläubigerin mit der Deutschen Bundespost die zu er­
bringenden Leistungen zu erstatten«

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen«
Sie hat die Einrede der Verjährung erhoben«

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen; es hält 
die Ansprüche für verjährt, weil der Verletzte nach 
seinem Schreiben vom 14« Mai 1958 schon am Tage des 
Unfalls alle maßgeblichen Tatsachen gekannt habe; damit 
höbe die Klägerin nur Ansprüche erworben, für die die 
dreijährige Verjährungsfrist bereits gelaufen sei« Die 
Ansprüche seien am 10. Mai 1961 verjährt gewesen, also 
vor Klagerhebung«

Die Klägerin hat gegen das Urteil Berufung einge­
legt und vorgetragen, für den Beginn der Verjährungs­
frist komme es lediglich auf ihre eigene Kenntnis an, 
weil die Ansprüche unmittelbar im Anschluß an den Unfall 
auf sie übergegangen seien; sie habe Kenntnis von einem 
Unfall erst mit Eingang des Rentenantrages am 14«Juni 1959 
erlangt«

Die Berufung ist erfolglos geblieben« Dagegen 
richtet sich die Revision der Klägerin, mit der sie 
ihre Klaganträge weiterverfolgt« Die Beklagte beantragt, 
die Revision zurückzuweisen« Der Verletzte .ElMIfe ist in­
zwischen - nach Einlegung der Revision - verstorben»
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Entscheidungsgrunde t

I.
Das Berufungsgericht hat - ebenso wie das Land­

gericht - angenommen, daß die mit der Klage geltend 
gemachten Schadensersatzansprtiche wegen Verletzung 
der Vorkehrssicherungspflicht, um die es sich hier 
allein handelt, nach § 852 BGB verjährt seien®

Las Berufungsgericht hat seine Entscheidung wie 
folgt begründet: Hach § 852 BGB verjährten derartige 
Ansprüche in drei Jahren von dem Zeitpunkt ab, in 
welchem der Verletzte von dem Schaden und der Person 
des Ersatzpflichtigen Kenntnis erlange» Gemäß § 1542 ItVO 
gingen die Ansprüche eines versicherten Verletzten 
regelmäßig im Augenblick des Unfalls auf den Sozial­
versicherungsträger Uber, doch, müsse eine leistungs­
pflicht des Sozialversicherungsträgers entstanden sein® 
Deshalb sei bei der Arbeiterrentenversicherung der Ein- 
tritt einer Invalidität Voraussetzung für den hechte- 
Übergang nach § 1542 RVQ® Eine solche Invalidität des 
Verletzten könne für den Zeitpunkt des Unfalls nicht 
festgestellt werden® Zunächst habe man mit Wiederher­
stellung der Menstfähigkeit rechnen können® Invalidität 
sei erst eingetreten, als der Beamte den ihm ange­
botenen Schalterdienst wegen der Notwendigkeit einer 

> weiteren Prüfung abgelehnt habe® Las sei im Jahre 1959 
gewesen® Bis dahin komme es für den Beginn der Ver­
jährungsfrist allein auf die Kenntnis des Verletzten 
Enck an® Diese Kenntnis habe mindestens bei Absendung
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des Briefes vom 14« Mai 1958 bestanden« Damals habe die 
Verjährungsfrist begonnen« Die Klägerin müsse den Lauf 
dieser Frist gegen sich gelten lassen, .so daß der auf 
sie im «Jahre 1959 übergegangene Anspruch spätestens am 
15» Mai 1961, also vor Klageerhebung, verjährt gewesen 
sei o

Selbst wenn man dem nicht folgen wolle, müsse die 
Vollendung der Verjährung aus folgenden Gründen ange­
nommen werden: Der Verletzte E^BPhabe bereits im Zeit­
punkt des Unfalls alle für den Verjährungsbeginn not­
wendigen Kenntnisse gehabt« Das folge zwar nicht aus 
dem Brief vom 14« Mai 1958, der auf anwaltliche Beratung 
zurückgehen könne, wohl aber daraus, daß es für den Be­
ginn der Verjährung genüge, wenn der Verletzte allgemein 
die maßgeblichen Umstände kenne« E.ÜÜ habe im Augenblick 
des Unfalls seinen Schaden erkannt« Er habe erkannt, 
daß er in eine Vertiefung gefallen sei, die dem Platz 
die Verkehrssicherheit genommen habe« Er habe auch den 
Schädiger gekannt, da er gewußt habe, daß er auf einem 
dem öffentlichen Verkehr gewidmeten Platz gestürzt sei, 
für dessen Verkehrssicherheit nur die Beklagte hätte 
verantwortlich sein können« Die Unfallfolgen seien 
nicht so gewesen, daß der Verletzte wegen fehlenden 
Bewußtseins oder wegen erheblicher Schmerzen nicht in 
der Lage gewesen wäre, Feststellungen zu treffen« Dem­
gemäß seien die Ersatzansprüche des Verletzten E M M  
mit dem Verjährungsbeginn auch dann behaftet gewesen, 
wenn man annehmen wolle, sie seien bereits unmittelbar 
im Anschluß an den Unfall auf die Klägerin überge- 
gangen«
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II 0

Das Urteil kann nicht bestehen bleiben»
1» Der rechtliche Ausgangspunkt des Berufungs­

gerichts ist richtig;
Die Verjährungsfrist beginnt nach § 852 BGB mit 

Kenntnis vorn Schaden und von der Person des Ersatz­
pflichtigen zu laufen» Dafür genügt, daß der Verletzte 
den Hergang des Unfallgeschehens in seinen Grundzügen 
kennt und weiß, daß der Sachverhalt gewichtige An­
haltspunkte für ein schuldhaftes Verhalten der Ver­
antwortlichen bietet» Dabei braucht er nicht Hamen 
und Anschrift der Verantwortlichen zu kennen, wenn 
er sie sich ohne Mühe beschaffen kann» Es reicht also 
aus, wenn der Verletzte auf Grund der ihm bekannten 
Tatsachen gegen ein© bestimmte Person eine Schadens­
ersatzklage, wenn auch nur in der Form einer Pest­
stellungsklage erheben könnte,,

Bei einem Versicherten beginnt die Prist also mit 
dessen eigener Kenntnis» Bei einem Übergang der Ent­
schädigungsforderung muß der Rechtsnachfolger den et­
waigen teilweisen Ablauf de'r Verjährungsfrist gegen 
sich gelten lassen (§§ 404, 412 BGB), er erwirbt dann 
also eine Forderung, deren Verjährungsfrist schon läuft» 
War die Verjährungsfrist-^ Rechtsübergang bereits voll­
ständig abgelaufen, dann erwirbt der neue Gläubiger 
eine schon verjährte Forderung» Hatte die Frist da­
gegen vor dem Übergang des Anspruchs noch nicht zu 
laufen begonnen, kommt es von diesem Augenblick des
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Rechtsüberganges nur auf die Kenntnis des neuen Gläu­
bigers an (vglo ZoB« BGH VersR 1959, 34; 1964, 302;
BGH Warn 1963 Nr. 22 = NJW 1963, 1058).

Entscheidend ist also, wann hier im Balle einer 
Sozialversicherung - und zwar gerade der Arbeiter­
rentenversicherung -- der Entschädigungsanspruch des 
Verletzten auf den Sozialversicherungsträger überge­
gangen isto

2» Der Übergang solcher Ansprüche auf den Ver- 
sicherungsträger ist in § 1542 RVO geregelt; danach 
geht der Anspruch auf die Träger der Versicherung 
insoweit über, als sie dem Entschädigungsberechtigten 
"nach diesem Gesetz Leistungen zu gewähren haben"» Damit 
ist einmal ‘die H ö h e  des Überganges dahin geregelt5 
daß der Versicherungsträger nur bis zur Höhe seiner 
Versicherungsleistungen Hechte aus dem übergegangenen 
Anspruch geltend machen kann; zum anderen ergibt sich 
daraus auch etwas über den Z e i t p u n k t  des 
Übergangs. Das zeigt ein Vergleich mit der Regelung 
des § 67 VVG für die Privatversicherung deutlich?. Hach 
der dort getroffenen Regelung geht der Anspruch des 
Geschädigten gegen den Schädiger auf den Versicherer 
nur Über,' "soweit dieser dem Versicherungsnehmer (Ge­
schädigten) den Schaden ersetzt"; der Versicherer muß 
also zunächst seine Leistungen aus dem Versicherungs­
vertrag erbracht haben, ehe ein Übergang von Ansprüchen 
auf ihn eintritt. Ganz anders läßt § 1542 RVO den Über­
gang bereits eintrete», "soweit die Träger der Ver­
sicherung den Entschädigungsberechtigten nach diesem
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Gesetz Leistungen zu gewähren haben" <> Keinesfalls ist 
nach der Reichsversicherungsordnung notwendig, daß der 
Versicherungsträger die Leistungen bereits erbracht 
hat; der Übergang tritt also wesentlich früher als 
nach dem Versicherungsvertragsgesetz ein*. Dieser ge­
setzliche Porderungsübergang nach der Reichsversicherungs­
ordnung soll den Versicherungsträgern wegen ihrer 
Leistungen Rückgriffsmöglichkeiten gegenüber dem Schädiger 
geben; insoweit deckt er sich im letzten Ziel mit dem 
im Versicherungsvertragsgesetz geregelten Anspruchsüber­
gang bei der Privatversicherung« Er geht aber darüber 
weit hinauss Er tritt nicht erst dann ein, wenn die 
Höhe des Porderungsübergangs durch die Höhe der bereits 
erbrachten Leistungen feststeht; ,er umfaßt auch den 
Schutz der Versicherungsträger wegen der erst künftig 
zu erbringenden Leistungen, nämlich aller Leistungen, 
die sie dem Entschädigungsberechtigten gesetzlich "zu 
gewähren haben"„ Diese Bestimmung läßt für den Porderungs- 
übergang also eine erst k ü n f t i g e  Leistung 
des Versicherungsträgers genügen» Solche künftigen 
Leistungen sind aber von Umständen verschiedenster Art 
abhängigs sie können je nach dem Gesundheitszustand 
des Entschädigungsberechtigten größer und kleiner werden; 
sie können ganz entfallen oder erst bei Eintritt 
weiterer Voraussetzungen eintreten» Der PorderungsÜber- 
gang nach der Reichsversicherungsordnung dient dem 
Schutze der Sozialvex’sicherungsträger auch, ira Hinblick 
auf deren künftige Leistungen; er hat zum Ziele, dem 
Verletzten Verfügungen über die k ü n f t i g e n 
•Söhadensersatzansprüche schon dann zu verwehren, wenn 
zunächst noch ungewiß ist, ob und in welcher Höhe der
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Sozialversicherungsträger Leistungen erbringen wird, 
die 'ihn in Zukunft berechtigen werden, Recht© aus den 
übergegangenen Ansprüchen geltend zu machen«

Dieser von der Reichsversicherungsordnung bezweckte 
Schutz der Versicherungsträger rechtfertigt jedoch einen 
Anspruchsübergang nur, wenn künftige Leistungen der 
Versicherungsträger in Betracht kommen können; nur 
insoweit besteht ein Interesse der Versicherungsträger, 
gegen vorzeitige Verfügungen des Geschädigten geschützt 
zu werden, weil die Versicherungsträger nur in Höhe 
ihrer Leistungen letztlich Anspruch aus einem solchen 
Übergang von Ansprüchen geltend machen können« Wenn 
mit solchen künftigen Ansprüchen der Versicherungs­
träger nicht zu rechnen ist, entfällt mithin ein den 
Übergang rechtfertigendes Schutzinteresse der Versicherungs 
trägere Die Bestimmung der Voraussetzungen, unter welchen 
Umständen mit dem "Inbetrachtkommen" künftiger Leistungen 
der Versicherungsträger zu rechnen ist, hat der Praxis 
und Rechtsprechung Schwierigkeiten bereitet« Jedoch 
ist der auf das Interesse der Versicherungsträger ab­
gestellte Schutzgedanke immer klarer erkannt wordenj 
aus ihm ist ein immer früherer Anspruchsübergang abge­
leitet worden« Das Reichsgericht hatte zunächst ange­
nommen, daß der Rechtsübergang von einem Pestsetzungs­
bescheid oder Antrag abhängig sei (RGZ 55, 387); es 
war davon aber bereits im Jahre 1905 abgegangen (RGZ 60, 
200; 76, 215; 148, 19; 156, 347)« Nach der neueren 
Rechtsprechung (BGH VersR 1957, 802; 1958, 533; 1959,
34) ist unerheblich, ob der Verletzte noch einen Antrag 
auf Gewährung der Leistungen zu stellen oder der Sozial-
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•versi cherungsträger vor Beginn der Leistungen einen ■ 
Bescheid zu erlassen hat» Die Wirkungen eines solchen 
RechtsUberganges bleiben nach der Rechtsprechung 
(BGH VersR I960, 833) auch dann bestehen, wenn sich 
hinterher der Grad der Erwerbsminderung ändert, wenn 
seine Höhe unklar wird oder wenn der Sozialversieherungs- 
träger wegen Änderung der gesetzlichen Grenzen etwa 
keine Leistungen mehr zu erbringen hat» Sogar dann, 
wenn Sozialversicherungsleistungen wesentlich zu­
gunsten des Versicherten umgestaltet werden, umfaßt 
der zum Schutze der Versicherungsträger wegen künftig 
zu erbringender Versicherungsleistungen erfolgende 
Forderungsübergang auch den Schutz wegen der auf Grund 
solcher gesetzlichen Umgestaltung erhöhten Versicherungs­
leistungen (UrtoVo 25« März 1953 - VI ZR 13/52 in LM 
Ir» 5 zu § 1542 RVO; Ausnahme bei durch spätere Gesetz­
gebung dem Grunde nach ganz neu geschaffenen leistungs­
pflichten; UrtoVo 24o März 1954 - VI ZR 24/53 in LM 
Nr» 9 zu § 1542 RVO)«,

Die Entwicklung der Rechtsprechung hat also zu 
der Auffassung geführt, daß' der Rechtsübergang auf den 
Versicherungsträger schon dann erfolgt, wenn im Böhmen 
eines Sozialversicherungsverhältnisses eine als Grund­
lage für den Porderungsübergang geeignete leistungs- 
pflicht des Trägers der Sozialversicherung gegenüber 
dem Geschädigten überhaupt in Betracht kommen kann«, Es 
genügt, daß eine Leistungspflicht des Sozialversicherungs­
trägers nach den Umständen irgendwie in Betracht zu 
ziehen ist«, Soweit dabei die tatsächlichen Umstände 
(Art der Verletzung; Zukunftsfolgen der Verletzung)
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von Bedeutung sind, muß es im Interesse eines möglichst 
weitgehenden Schutzes der Veraicherungsträger genügen, 
daß selbst eine w e i t e n t f e r n t e  .Möglich­
keit des Eintrittes solcher Tatsachen gegeben ist, 
auf Grund deren Versicherungsleistungen zu erbringen 
sein werden; es darf die Entstehung solcher Leistunga- 
pflichten nur n i c h t  v ö l l i g  u n w a h r ­
s c h e i n l i c h ,  also geradezu auu s g e - 
s c h l o s s e n  erscheinen^ Ein Merkmal dafür 
wird es abgeben, ob diese etwaigen Zukunftsschäden 
den Geschädigten selbst (etwa nach sofortiger Regu­
lierung der bereits erkennbar gewordenen Schäden) be­
rechtigen würden, bereits eine Peststellungsklage zu 
erheben, insbesondere ob die künftige Verschlechterung 
des Gesundheitszustandes des Geschädigten völlig 
u n v o r h e r s e h b a r  ist, ein Umstand, der 
auch bei der Prüfung, wieweit Vergleiche über ünfall- 
schäden auch Zukunftsschäden mit umfassen, in der 
Rechtsprechung bereits ira einzelnen erörtert und Um­
rissen worden ist« Überall, wo das der Pall ist und 
solche etwa künftig eintretenden Schäden. Leistungs­
pflichten der Veraicherungsträger entstehen lassen 
könnten, muß der Übergang des Ersatzanspruches des 
Geschädigten auf den Versicherungsträger angenommen 
werden, weil sonst der Versicherungsträger nicht vor 
benachteiligenden Verfügungen des Geschädigten ge­
schützt ist, wie es gerade dem Sinn und Zweck des 
§ 1542 EVO entsprichto Ein so weitgehender Porderungs- 
übergang erfordert allerdings von dem Schädiger eine
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gewisse Aufmerksamkeit, wenn er an den Geschädigten 
zahlen, vor allem, wenn er sich mit ihm vergleichen 
will» Gegen eine doppelte Zahlung - an den Geschädigten 
und an den Versicherungsträger - ist der Geschädigte, 
wenn er genügende Aufmerksamkeit walten läßt, geschützt, 
wie die bereits erwähnten Entscheidungen in LM Kr» 5 
und 9 zu § 1542 KVQ zeigen»

Diese Erwägungen gelten entgegen der Auffassung 
des Berufungsgerichts auch für die Arbeiterrentenver­
sicherung o Allerdings wird gelegentlich die Auffassung 
vertreten, bei der Arbeiterrentenversicherung trete der 
Rechtsübergang immer erst dann ein, wenn der Verletzte 
berufsunfähig geworden sei, weil hier Invalidität die 
Voraussetzung der Leistungspflicht sei (Dersch-Knoll u»a.
RVO § 1542 Anis. 8; RVA vom 11» August 1953 RAB1 1933,
455; BGB RGBKota § 852 Anm. 6; Geigel, Haftpflichtprozeß 
.12. Auf 1» So 761; OLG Braunschweig, VRS 13, 345; OLG 
Schleswig VersR 1957, 466)» Der Senat tritt dieser Auf­
fassung nicht bei«.Bei 'der Arbeiterrentenversicherung 
sind nach §§ 1236 ff RVO gewisse Leistungen eindeutig 
schon vor Eintritt der Invalidität zu erbringen, um ihren 
Eintritt zu verhindern, nämlich Leistungen, die sich 
etwa aus dem Anspruch auf Heilbehandlung, Berufsförderung 
und soziale Betreuung zur Stärkung einer nur gefährdeten 
Erwerbsfähigkeit ergeben» Auch bei der Rentenversicherung 
der Arbeiter tritt daher der Anspruchsübergang ein, so­
weit nur mit einer Leistungspflicht des Sozialversicherungs­
trägers gerechnet werden kann, also mindestens dann, 
wenn der Eintritt einer Berufs-, r- und Erwerbsunfähigkeit 
im Sinne der Reichsversicherungsordnung nach den Umständen
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irgendwie in Betracht zu ziehen ist» Das entspricht 
auch der jetzigen Rechtsprechung des VI» Zivilsenats 
des Bundesgerichtshofs, der zwar früher gelegentlich 
eine andere Meinung ausgesprochen hat (BGH UrtoV»
11. November 1958 - VI ZR 231/57 = VersR 1959, 34), 
aber jetzt diese Auffassung ebenfalls vertritt (BGH Urt» 
v» 22» Oktober 1963 - VI ZR 187/62 = VersR 1964, 49 
= BGH Warn 1963 Nr. 225)» Auch das Reichsgericht hatte 
schon früh nur darauf abgestellt, ob der Unfall die 
Invalidität des Verletzten "zur Folge haben kann"
(RGZ 76, 215/219).

Dabei kann hier dahingestellt bleiben, ob es beim 
Eintritt der Arbeiterrentenversicherung dann überhaupt 
Fälle gibt, in denen der Rechtsübergang nach § 1542 RVO 
nicht sofort mit dem Unfall Eintritt« Denn im vor­
liegenden Fall besteht kein Zweifel daran, daß schon 
im Augenblick des Unfalls mit der Möglichkeit einer 
späteren Erwerbsunfähigkeit des Verletzten zu
rechnen war» Der Verletzte hatte im Alter von 55 Jahren 
einen Oberschenkelbruch erlitteh? das ist regelmäßig 
eine gefährliche Verletzung, bei der mit der Möglich­
keit von Komplikationen und ernsten Folgen gerechnet 
werden muß, zumal bei einem Verletzten, der - wie der 
Verletzte ElHIl als Geldbriefträger - seinen Beruf im 
Gehen ausgeübt hatte»

Bei dieser von der Rechtsprechung entwickelten 
Auslegung des § 1542 RVO stellt dieser gesetzliche 
'Borderungsubergang einen solchen dem Grunde nach dar, 
der von der künftigen Entwicklung abhängig ist»
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3o Tritt somit dieser von der künftigen Entwicklung 
abhängige und damit bedingte Forderungsübergang ein., 
wenn im Rahmen eines Sozialversicherungsverhältnisses 
eine als Grundlage für den Forderungsübergang geeig­
nete Leistungspflicht des Trägers der Sozialversicherung 
gegenüber dem Geschädigten überhaupt in Betracht kommen 
kann, so geht der Entschädigungsanspruch auf den Ver- 
sicherungslräger in der Regel bereits zur Zeit des Ein­
tritts des die Entschädigungspflicht begründenden 
Ereignisses über, weil in der Regel bei einem ver­
letzten Sozialversicherten bereits in diesem Zeitpunkt 
jene Voraussetzungen für den Leistungsübergang ge­
geben Sind» Fast in allen Fällen ist bereits in diesem 
Zeitpunkt die - wenn auch entfernte - Möglichkeit an­
zunehmen, er könne in der Zukunft Leistungsansprüche 
aus der Sozialversicherung gegen den Versicherungs­
träger wegen der Folgen dieser Verletzung haben« Der 
Übergang vollzieht sich damit dem Grunde nach in dem 
die Ersatzpflicht des Schädigers auslösenden Zeit­
punkt o Das ist ständige Rechtsprechung (vgl» BGH LM 
BGB § 852 Nr« 8; BGKZ 19, 177; BGH VeraR 1958, 535;
I960, 1142; 1964, 640)»

Die Frage, welcher Zeitpunkt das genau ist, ins­
besondere ob und wielange etwa der Anspruch vor dem 
Übergang auf den Versicherungsträger noch dem Geschädigten 
zusteht, ist dagegen in Rechtsprechung und Schrifttum 
verschieden oder mindestens unklar behandelt worden»
Rechtslehre und Rechtsprechung verwandten früher in 
diesem Zusammenhang gelegentlich den Begriff der "juri­
stischen Sekunde" (vgl» BGH VeraR 1959, 34; I960, 1142; 
Meyer VersR 1957, 761)» Dabei war im Grunde genommen
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nicht an einen zeitlichen Begriff gedacht; damit sollte 
nur zum Ausdruck gebracht werden, daß der Anspruch zwar 
in der Person des -Verletzten entsteht, aber sogleich 
auf den Sozial-versicherungsträger Ubergeht, wobei Ent­
stehung und Übergang sich zeitlich berühren» Allerdings 
wurde dabei gelegentlich (so wohl OLG Karlsruhe VersR 1963, 
371) bei der "juristischen Sekunde" sogar an einen 
Zeitraum von Stunden gedacht» Gelegentlich (z«B. BGH 
Urt»Vo 11» November 1959 - VI ZK 231/57 in LM Nr» 23 
zu § 1542 RVO) heißt es, der Anspruch gehe unmittelbar 
n a c h  der Entstehung derart, daß Entstehung und 
Übergang sich zeitlich berühren, durch die Person des 
Verletzten hindurch auf den Präger der Sozialversicherung 
über; in Verfolg des Gedankens des "zeitlichen Berührens 
von Entstehung und Übergang der Forderung" werden dann 
gelegentlich auch Erwägungen über die Zeitdauer zwischen 
Entstehung und Übergang angestellt (BGH VersR 1959,
34; 1964, 302)» ln anderen Entscheidungen wird jedoch 
angenommen, "daß der Hechtsübergang auf den öffent­
lichen Versicherungsträger sich m e i s t  bereits 
i m Augenblick des Unfalls vollzieht, der die Ersatz­
pflicht des Schädigers auslöst" (I3GHZ 19, 177/178) «
Nach den meisten neueren Entscheidungen jedoch "voll­
zieht sich der Forderungsübergang in dem die Ersatz­
pflicht des Schädigers auslösenden Zeitpunkt", nämlich 
"regelmäßig im Zeitpunkt des Unfalls, der die Ersatz- 
pflicht des Entschädigungsverpflichteten auslöst1'
(BGH in ’LM. Nr» 5, 9, 20 zu § 1542 RVO und Nr« 8 zu 
§ 852 BGB)o
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Der früher verwandte Gedanke, der Übergang erfolge 
erst nach einer "juristischen Sekunde", ist mißver­
ständlich und führt, wie die Rechtsprechung gezeigt 
hat, dazu, einen meßbaren Zeitraum zwischen Entstehung 
und Übergang der Schadensersatzforderung anzunehmen» 
Indes handelt es sich bei der "juristischen Sekunde" 
allein um ein juristisches Konstruktionselement; der 
Ausdruck soll lediglich bildhaft erkennbar machen, 
daß der Versicherungsträger eine in der Person des 
Geschädigten entstandene Forderung erhält (vgl»
Wieacker in Festschrift für Erik Wolf, 1962, S» 421, 
437)« So verstanden entspricht er der Gesetzeslagej 
Der Versicherungsträger erwirbt nicht etwa kraft eigenen 
Rechts Ansprüche gegen den Geschädigten; sein Rechts­
erwerb ist nicht ursprünglich, er ist vielmehr abge­
leitet aus dem Recht des Geschädigten; dessen Ansprüche 
gehen auf den Versicherungsträger Über» Dieser Über­
gang soll aber im Interesse des Versicherungsträgers 
so früh wie möglich erfolgen« Auch nur ein gering­
fügiger meßbarer Zeitraum zwischen Entstehung und 
ubergang könnte dem Versicherung©träger bereits zum 
üachteil gereichen, so wenn der Geschädigte z«B„ 
n a c h dem die Schadensersatzansprüche begründenden 
Ereignisse auf diese Ansprüche verzichtet, etwa weil
der Schädiger sein Freund oder Verwandter ist» Gerade

■»

der in der Rechtsprechung immer stärker für alle Fragen 
des Forderungsübergangs auf die Versicherungsträger 
als entscheidend erkannte und betonte Schutzgedanke 
rechtfertigt es, so wie es die neuere Rechtsprechung
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häufig h.ats anzunehmen,,, "daß der Forderungsübergang 
sich in dem, die Ersatzpflicht des Schädigers auslösen­
den Zeitpunkt vollzieht, also im Zeitpunkt des Unfalls, 
der die Ersatzpflicht des Schädigers auslöst". Ent­
stehung und Übergang "berühren sich zwar zeitlich", 
aber nicht in Form eines zeitraummäßigen Ablaufes»
Beide gehen in dem gleichen Akt vor sich: Die Schadens­
ersatzforderung entsteht zwar in der'Person des ge­
schädigten Sozialversicherten, geht aber unmittelbar 
mit ihrer Entstehung durch die Person des Ersatz­
berechtigten hindurch auf den Sozialversicherungs­
träger derart über, daß sich Entstehung und Übergang 
zeitlich überschneiden» Hur bei dieser Beurteilung 
kommt der Schutzgedanke voll zur Wirkung? Alle Schadens­
ersatzansprüche gehen - selbst bßi nur entfernter 
Möglichkeit der Leistungspflicht des Versicherungs- 
trägers - auflösend bedingt so auf den Versicherungs­
träger über, daß es dem Geschädigten unmöglich ge­
macht wird, über diese Ansprüche zu verfügen, die auf­
lösende Bedingung tritt ein, wenn feststeht, daß der 
Versicherungsträger nichts mehr zu leisten hat»

Dem kann nicht entgegengehalten werden, der Ge­
setzgeber hätte, wenn er einen Übergang der Schadens­
ersatzansprüche im Augenblick ihrer Entstehung gewollt 
hätte, dem Versicherungsträger Ansprüche aus eigenem 
Hecht etwa wie den unterhaltsberechtigten Angehörigen 
in § 844 BGB geben können» Soweit es nur darum geht, 
zu erreichen, daß auch dem Versicherungsträger ein 
i.iitverschulden des Geschädigten entgegengehalten werden
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kann, könnten dem Versicherungsträger eigene Ansprüche 
gegen den Schädiger gegeben und wie in § 846 BGB be­
stimmt werden, daß er sich ein-Mitverschulden des Ge­
schädigten anrechnen zu lassen hat«' Jedoch steht der 
Begründung eigener Ansprüche des Versicherungsträgers 
entgegen, daß .er auch bei Ungewißheit, ob und wieweit 
er in Zukunft Versicherungs1eistungen wird zu er­
bringen haben, geschützt werden soll, wie oben ausge­
führt wurde „ Gerade weil der Forderungsübergang a u f -  
l ö s e n d  b e d i  n g t ist, läßt sieh die 
Sicherung des Versicherungsträgers durch die e n d - 
g ü 1 t i g e Gewährung eigener Ansprüche nicht sach­
gerecht erreichen»

her Übergang der Ansprüche auf den Versicherungs­
träger, der davon abhängig ist, daß eine - wenn auch 
entfernte - Möglichkeit der Entstehung von Ansprüchen 
auf Versicherungsleistungen im näher umschriebenen 
Sinne besteht, erfolgt also i m Augenblick des die 
Entschädigungsansprüche begründenden Vorganges, wenn 
jene Möglichkeit in diesem Augenblick bereits zu be­
jahen ist, zwar durch die Person des Geschädigten hin­
durch, aber ohne daß ein irgendwie bemeßbarer Zeitraum 
zwischen Entstehung und Übergang der Forderung vor­
handen ist? Entstehung und Übergang vollenden sich 
im gleichen Augenblick„

Der VIo Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat er­
klärt, daß er eine in früheren Entscheidungen vertretene 
abweichende Auffassung nicht aufrecht erhalte»
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4« Ist die Möglichkeit des Entstehens von Ansprüchen 
auf Versicherungnleistungen bereits zur Zeit des schädi­
genden Ereignisses zu bejahen und erfolgt damit i m 
Augenblick der Entstehung der Übergang der Schadens­
ersatzansprüche auf den Versicherungsträger, dann kann 
für den Beginn der Verjährung nicht auf die Kenntnis 
des Geschädigten, sondern nur auf die des Versicherungs­
trägers von Schaden und Schädiger abgestelli werden»

Ein späterer Zeitpunkt des Übergangs kann etwa in 
den Fällen in Frage kommen, in denen Versicherungs- 
leistnngen auf Grund neuer gesetzlicher Regelungen 
dem Grunde nach erst später zur Entstehung gelangen 
(vglo BGH in LM Sr. 9 zu § 1542 RVO); in einem solchen Falle 
kann der Anspruch erst übergehen, wenn auf Grund der 
gesetzlich neu gewährten Ansprüche die Möglichkeit der 
Entstehung von Versicherungsleistungen sich ergibt»
Dann kann allerdings die Kenntnis des Geschädigten 
von Schaden und Schädiger für die Zeit vom schädigenden 
Ereignis bis zum Forderungsübergang auf den Versicherungs­
träger bedeutsam werden» Auch dann, wenn die selbst 
entfernte Möglichkeit, daß Versicherungsleistungen in 
Zukunft zu erbringen sein werden,- zunächst nicht be­
steht, sondern mit dieser Möglichkeit erst auf Grund 
später eintretender Umstände zu rechnen ist, erfolgt 
der Übergang nicht schon im Zeitpunkt des ursprüng­
lichen Schadensereignisses, sondern kann erst in dem 
Zeitpunkt eintreten, von dem an erstmalig mit der Mög­
lichkeit der Entstehung von Versicherungsansprüchen 
gerechnet werden kann, weil der Übergang, wie ausge­
führt wurde, vom Gesetz zum Schutze der Versicherungs-
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träger gerade nur im Blick auf solche als möglich vor- 
gestellte Versicherungsleistungen gewährt ist» Auch 
in einem solchen Falle liegt zwischen Entstehung und 
Übergang der gegen den Schädiger bestehenden Schadens­
ersatzansprüche ein Zeitraum, so daß hier die Kenntnis 
des Geschädigten von Schaden und Schädiger von Be­
deutung werden könnte» Ob und wann eine solche Kenntnis 
des Geschädigten, die nach der gesetzlichen Regelung 
bei ForäerungsÜbergang auf den Versicherungsträger 
im Rahmen der Verjährung zu berücksichtigen wäre, 
überhaupt eintreten kann, bedarf im vorliegenden Falle 
keiner weiteren Erörterung: Mit einer infolge des Un­
falls eintretenden Erwerbsunfähigkeit des Geschädigten 
mußte hier, wie oben ausgeführt, wegen dessen schwerer 
Verletzung (komplizierter Beinbruch bei einem bisher 
gerade im Gehen ausgeübten Beruf als Geldbriefträger) 
von Anfang an gerechnet werden, so daß hier der - durch 
späteren Eintritt der Invalidität und die dadurch ent­
stehende Verpflichtung des Versicherungsträgers zur 
Zahlung einer Invalidenrente - bedingte Forderungs- 
Übergang auf den Versicherungsträger bereits im Augen­
blick des Unfalls und damit in einer Weise eingetreten 
ist, daß ein irgendwie messbarer--m Zeitraum zwischen 
Entstehung und Übergang der Schadensersatzansprüche 
nicht in Frage kommt»

'• 5» Damit war die Forderung auf die Klägerin vor 
Beginn der Verjährungsfrist Übergegangen, so daß es 
für den Beginn der Frist lediglich auf die Kenntnis 
der Klägerin ankern» Es ist nicht festgestellt, daß sie 
diese Kenntnis vor Eingang des Rentenantrages am
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14« Juni 1959 erlangt hatte« Damit hat sie die Klage vor 
Ablauf der Verjährungsfrist eingereicht« Die Einreichung 
der demnächst zugestellten Klage wahrte die Prist
(§ 261 b ZPO)„

Die Einrede der Verjährung ist daher unbegründet 
und das angefochtene Urteil aufzuheben« Die Sache ist 
.sogleich an das Landgericht und nicht an das Berufungs­
gericht zurückzuweisen, da auch das Landgericht bisher 
nicht zur Sache entschieden, sondern die Einrede der Ver­
jährung ebenfalls für begründet erachtet hat; das Land­
gericht muß nunmehr zunächst in der Sache selbst ent­
scheiden (vgl« BGHZ 16, 71/82)0

Die Entscheidung über die Kosten der Rechtsmittel 
ist dem Landgericht überlassen, weil sie vom endgültigen 
Ausgang des Verfahrens abhängt«
Dr. Pagendarm Dr« Kreft Dr« Arndt

Keßler Dr« Reinhardt
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